
DER BUNDESMINISTER 

FÜR JUSTIZ 
7l04/l-Pr 1/81 

IIi-M'I'I G!elr Beilagea ZIII &u Sreaographiscbetl PlI'otolwUea 

da! Nat~ XV. CeutzsebuD~ 

An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

zur Zahl l347/J-NR/198l 

1338/AS 

1981 ~Og- 0 3 
zu 131.J"I IJ 

Wie n 

Die schriftliche Anfrage der Abgeordneten zum National­

rat Dr. Hauser und Genossen (1347/J), betreffend die Ver­

fassungs- und Gesetzmäßigkeit von Teilen der bezirksgericht­

lichen Gerichtsbarkeit, beantworte ich wie folgt: 

Zu 1: 

Nach meiner Beantwortung der schriftlichen Anfrage der 

Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Hauser und Genossen, Zl. 

2l89/J-NR/1978, vom 3. 1. 1979, JMZ l7.l03/27-r 8/78, hat 

die Europäische Menschenrechtskommission in dem von Leo Zand 

angestrengten Verfahren am 12. 10. 1978 zu Gunsten der Re­

publik österreich entschieden und am 2. 3. 1979 die weitere 

Entscheidung gefällt, den Fall nicht vor den Europäischen 

Menschenrechtsgerichtshof zu bringen. 

Danach hat die Bundesregierung - nach entsprechenden 

Vorarbeiten des Bundesministeriums für Justiz - am 22. 5. 1979 

beschlossen, den in Aussicht genommenen Kompetenzfeststellungs­

antrag zu stellen. 

Zu 2: 

Der Kompetenzfeststellungsantrag lautet: 

"Das Bundeskanzleramt stellt namens der Bundesregierung 

auf Grund deren Beschlusses vom 22. Mai 1979 den 

A n t rag , 

der Verfassungsgerichtshof wolle gemäß Art. 138 Abs. 2 

B-VG feststellen, ob bzw. inwieweit die Erlassung und Voll­

ziehung eines Gesetzes, das dem beiliegenden Entwurf eines 
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Bundesgesetzes über die Errichtung eines Bezirksgerichts 

Donaustadt und eines Bezirksgerichts für Zivilrechtssachen 

Klagenfurt entspricht, in die Zuständigkeit des Bundes oder 

der Länder fällt." 

Der Vollständigkeit halber sei schon jetzt gesagt, daß 

an die Errichtung eines Bezirksgerichtes für Zivilrechtssachen 

Klagenfurt derzeit nicht gedacht ist; dennoch waren in den 

Kompetenzfeststellungsantrag die diesbezüglichen Gesetzesbe­

stimmungen aufzunehmen, da sonst kaum alle derzeit offenen 

Fragen betreffend die Verfassungs- und Gesetzmäßigkeit von 

Teilen der bezirksgerichtlichen Gerichtsbarkeit einer Klärung 

zugeführt werden könnten. Diese Vorgangsweise ist mit der 

Kärntner Landesregierung abgesprochen worden. 

Bisher hat der Verfassungsgerichtshof über den Kompe­

tenzfeststellungsantrag nicht entschieden. 

Zu 3: 

Sobald durch 'das Kompetenzfeststellungserkenntnis des 

Verfassungsgerichtshofs zweifelsfrei feststehen wird, ob bzw. 

welche Maßnahmen erforderlich sind, um die Verfassungs- bzw. 

Gesetzmäßigkeit von bestimmten Teilen der bezirksgerichtlichen 

Gerichtsbarkeit abzusichern, werden die erforderlichen recht­

lichen Sanierungsakte in die Wege geleitet werden. 

Die Errichtung eines Bezirksgerichts Donaustadt wird 

derzeit vorbereitet. Es wird angestrebt, das hiefür notwendige 

Gebäude zum Ende des Jahre 1983 fertigzustellen. Es ist zu er­

warten, daß bis dahin das Verfassungsgerichtshoferkenntnis 

über den Kompetenzfeststellungsantrag ergangen sein wird; unter 

Berücksichtigung desselben wird eine verfassungs- bzw. ge­

setzmäßige Errichtung des BezirksgeriChts Donaustadt vorge­

nommen werden. 

2. September 1981 
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